
dient, ganz abgesehen davon, daß es auch bei der 
Zulassung des gutgläubigen Erwerbs vom Nichteigen­
tümer innerhalb der privaten Sphäre immer streitig 
gewesen und geblieben ist, ob das Interesse des ge­
schädigten Eigentümers oder — wie das BGB an­
nimmt — das des gutgläubigen Dritterwerbers als das 
überwiegende und deshalb schutzwürdige anzusehen 
ist.

Es kann auch nicht entscheidend auf den größeren 
oder geringeren Grad der Gefahr ankommen, die bei 
der bereits erreichten Höhe der sozialistischen Moral 
unserer Bevölkerung einer Schädigung des Volksei­
gentums durch ungetreue, insbesondere strafbare 
Eigentumsverletzungen drohen kann und droht. Das 
Bedürfnis einer unbedingten Sicherung des ungefähr­
deten Bestands besteht für den staatlichen Versiche­
rungsfonds zumindest in nicht geringerem Grade, wie 
dies, nach allgemein anerkannter Auffassung, für den 
staatlichen Produktionsmittelfonds der Fall ist. Bei 
der Beteiligung dieses Fonds aber kann ein grund­
sätzlicher Unterschied in der Zulässigkeit und Wir­
kung einer Verfügung über bewegliche Sachen einer­
seits und unbewegliche andererseits nicht gemacht 
werden. Der auf allen Gebieten unserer Volkswirt­
schaft entwickelte Verkehr hat sich bereits seit 
langem so gestaltet, daß auch Produktionsmittel, die 
bewegliche Sachen sind und äußerlich den Waren­
charakter an sich tragen, sehr 'leicht in eine Lage ge­
raten können, in der es für Dritte nicht oder jeden­
falls nur sehr schwer erkennbar sein wird, ob es sich 
um staatlich gebundene Produktionsmittel oder um 
freies persönliches Eigentum eines einzelnen Bürgers 
handelt.

Zudem kann die dem Volkseigentum gerade in 
Fällen wie dem vorliegenden drohende Verlustgefahr 
schon deshalb nicht als gering veranschlagt werden, 
weil die Darlehn unter Umständen die Grenze von 
3000 DM erreichen können (§ 1 Abs. 3 und 4 der An­
ordnung Nr. 2). Daß dieses Risiko, wie L i e c k e in 
NJ 1957 S. 549 für den Fall des Teilzahlungskaufs 
ausführt, versicherbar wäre, könnte zunächst recht­
lich für die Frage der Entstehung des Schadens über­
haupt nicht von Bedeutung sein. Abgesehen davon 
aber würde es kaum sozialistischen Wirtschaftsgrund­
sätzen entsprechen, wollte die Sparkasse etwa die ihr 
erwachsenden Versicherungsprämien durch einen all­
gemeinen Zinszuschlag von ihren Schuldnern vorweg­
erheben. Das liefe darauf hinaus, den ehrlichen Dar­
lehnsschuldner für die Verfehlungen des unredlichen 
mit verantwortlich zu machen.

Aus allen diesen Erwägungen heraus ist festzu­
stellen, daß das mit dem Kassationsantrag ange­
griffene Urteil auf einer unrichtigen Anwendung der 
§§ 932—936 BGB beruht und deshalb aufgehoben 
werden muß.

§§ 139, 308 Abs. 1 ZPO; §§ 891 Abs. 2, 892 Abs. 1, 917, 
1004, 1027 BGB; Art. 22 und 24 der Verfassung; § 22 
Abs. 1 GBO.

1. Das Gericht ist auch in einem sachenrechtlichen 
Prozeß nicht befugt, einer Partei etwas zuzusprechen, 
was diese nicht beantragt hat (§ 308 Abs. 1 ZPO).

2. Über den rechtlichen Unterschied zwischen einer 
Klage auf Grund von §§ 1004, 1027 BGB und einer sol­
chen nach § 917 BGB.

3. Auf Art. 22 und 24 der Verfassung kann kein An­
spruch auf Einräumung eines bestimmten dinglichen 
Rechts gestützt werden.

OG, Urt. vom 20. August 1957 - 1 Zz 132/57.

Die Kläger sind Eigentümer des im Grundbuch von G. Band 
19 Blatt 1078 eingetragenen Grundstücks K 118/388. Zugun­
sten dieses Grundstücks war im Jahre 1906 auf dem nach­
barlichen Grundstück K 11/388, das seit dem Jahre 1953 im 
Eigentum der Verklagten steht, ein Übergangs- und Uber­
fahrtsrecht eingetragen. Bei grundbuchlichen Umschreibun­
gen im Jahre 1926 ist dieses Wegerecht nicht auf die Par­
zelle der Verklagten übertragen worden. Nach Ansicht des 
Kreisgerichte beruhte diese Unterlassung auf einem Ver­
sehen des Grundbuchamts.

Die Kläger behaupten, 'daß das Wegerecht noch im Be­
standsverzeichnis ihres, des herrschenden, Grundstücks 
eingetragen stehe und daß sie auf die Ausübung dieses 
Rechts angewiesen seien, da ihr Grundstück auf einer An­

höhe liege und nur über eine vielstufige Treppe zu er­
reichen sei. Schwere Lasten, wie Kartoffeln, Kohlen usw., 
könnten auf diesem Wege jedoch nicht transportiert wer­
den. Sie haben deshalb Klage erhoben, mit der sie die 
Unterlassung jeder Störung bei der Ausübung des ihnen 
zustehenden Rechts verlangt haben.

Die Verklagten haben Klageabweisung beantragt. Sie 
haben die Behauptungen der Kläger bestritten und einge­
wendet, daß sie ihr Grundstück gutgläubig lastenfrei er­
worben hätten. Es bestehe aber auch kein wirtschaftliches 
Bedürfnis für das von den Klägern beanspruchte Über- 
fahrtsrecht. Die Lasten könnten, wie dies bei allen Grund­
stücken an derselben Straße geschehe, bis an die Treppe 
gefahren und von dort aus über die Treppe getragen 
werden.

Das Kreisgericht hat Beweis erhoben 'durch Ortebesich­
tigung und Beiziehung eines Gutachtens des Referats 
Straßenwesen beim Rat des Kreises, sowie weiter durch 
Vernehmung von Zeugen über die von den Klägern be­
hauptete ungehinderte Ausübung ihres Übergangs- und Zu­
fahrtsrechts.

Durch Urteil vom 28. Dezember 1956 hat das Kreisgericht 
den Verklagten aufgegeben, den Klägern die Zufahrt über 
ihr Grundstück zu gestatten, insbesondere den Klägern 
einen Schlüssel zu dem auf dem Grundstück der Verklag­
ten befindlichen Lattentor auszuhändigen, sofern dieses 
geschlossen gehalten werde. Es ist der Auffassung, daß 
diese Verurteilung der Verklagten auf Grund von § 917 
BGB gerechtfertigt sei.

Gegen dieses Urteil richtet sich der.Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Zunächst beruht die Entscheidung des Kreisgerichts 

insofern auf einem Verfahrensmangel, als es den Klä­
gern mit dem Urteil etwas zugesprochen hat, was diese 
gar nicht beantragt haben (§ 308 Abs. 1 Satz 1 ZPO). 
Die Kläger haben in der Klage behauptet, daß ihnen 
noch immer am Grundstück der Verklagten das Über­
gangs- und Zufahrtsrecht, also eine Grunddienstbarkeit, 
zustehe, und haben die Unterlassung jeder Störung die­
ses Rechts verlangt. Sie haben also eine Klage erhoben, 
wie sie dem Berechtigten auf Grund der §§ 1004, 1027 
BGB zusteht, während ihnen das Urteil, dessen Formel 
nur im Zusammenhang mit den Entscheidungsgründen 
verstanden werden kann, ein Notwegrecht auf Grund 
von § 917 BGB einräumt. Wenn, wie man danach an­
nehmen müßte, das Kreisgericht der Auffassung war, 
daß der Abwehranspruch der Kläger nicht begründet 
war, ihnen dagegen aber der Anspruch auf Duldung 
eines Notwegs zusteht, dann hätte es gemäß § 139 ZPO 
auf die Kläger dahin/einwirken müssen, einen dement­
sprechenden sachgemäßen Klagantrag, zumindest aber 
Hilfsantrag, zu stellen. Es hat sich aber auch in den 
Gründen des Urteils nicht damit auseinandergesetzt, ob 
der Anspruch der Kläger, so wie er erhoben und im 
Klagantrag formuliert war, überhaupt zu Recht besteht. 
Es hätte zunächst beachten müssen, daß eine Klage auf 
Grund von §§ 1004, 1027 BGB das Bestehen und die Be­
einträchtigung der behaupteten Grunddienstbarkeit 
voraussetzte. Hierzu hatten die Kläger behauptet und 
Beweis dafür angeboten, daß das Übergangs- und Zu­
fahrtsrecht im Jahre 1906 bei der Abtrennung des jetzt 
den Klägern gehörigen, das ietzige Grundstück der Ver­
klagten noch mit umfassenden Grundstücks auf dem 
Grundstück G. Blatt 1078 eingetragen worden sei. Im 
Jahre 1926 sei dann nur durch ein Versehen des Grund­
buchamts das Übergangs- und Zufahrtsrecht nicht mit 
auf das damals abgetrennte, später an die Verklagten 
veräußerte Teilgrundstück übertragen worden, obwohl 
das Recht auch dieses Trennstück mit betroffen habe. 
Dieser Sachvortrag hätte das Kreisgericht veranlassen 
müssen, durch Einsicht in die Grundakten den Sachver­
halt klarzustellen, wobei es nur darauf angekommen 
wäre festzusteljfn, ob die Kläger oder ihre Rechtsvor­
gänger jemals in die Löschung des streitigen Rechts auf 
dem Grundstück der Verklagten gewilligt haben. Ist 
das nicht der Fall, so muß angenommen werden, daß das 
Grundbuch des Grundstücks der Verklagten durch Ver­
sehen des Grundbuchamts im Jahre 1926 unrichtig ge­
worden ist, daß es also gemäß § 22 Abs. 1 Satz GBO 
von Amts wegen hätte berichtigt werden müssen. Diese 
Rechtslage hätte sich allerdings zugunsten der Verklag­
ten durch gutgläubigen lastenfreien Erwerb ihres 
Grundstücks ändern können. In dieser Beziehung 
würde nach § 891 Abs. 2 BGB die gesetzliche Vermu­
tung für das Nichtbestehen des von den Klägern be-
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